Presseerklärung des GPRLL gegen die Änderung des Hess. Schulgesetzes

Der Gesamtpersonalrat beim Staatlichen Schulamt für Stadt und Kreis Offenbach verurteilt die Absicht der hessischen Landesregierung, die Mitbestimmungsrechte der Personalräte an Schulen bei der kurzfristigen Einstellung von Lehrkräften im Rahmen von „Unterrichtsgarantie plus“ einzuschränken.

Statt inhaltlich auf die zahlreichen Einwände von Seiten der Eltern-, Lehrer- und Schülerschaft Hessens gegen den Einsatz von Laien mit prekären Arbeitsverträgen zur Vertretung von Unterricht einzugehen, will die CDU unter Ausnutzung ihrer äußerst knappen Mehrheit im hess. Landtag geltende Rechte der örtlichen Personalräte und des Hauptpersonalrats aushebeln, um das Konzept der Landesregierung zur „verlässlichen Schule“ ohne Wenn und Aber durchzubringen.

Der Gesetzentwurf schafft für den Einsatz von Hilfslehrpersonen bei kurzfristigem Vertretungsbedarf in Schulen ein verkürztes Sonder-Mitbestimmungsverfahren, in dem der Hauptpersonalrat beim Kultusministerium in Wiesbaden gar nicht mehr zu Wort kommt.

Da die beabsichtigte Beschneidung der Personalvertretungsrechte offenbar nicht  der gesamten öffentlichen Landesverwaltung zugemutet werden kann, soll nicht das HPVG, sondern das Hess. Schulgesetz verändert werden und damit in Bezug auf „Unterrichtsgarantie plus“ eine Lex Schule geschaffen werden.

Auf diese Weise werden Lehrkräfte zu Sonderbeschäftigten im Landesdienst, denen die üblichen Beteiligungsrechte vorenthalten werden sollen.

Wer berechtigter Kritik an dem Vorhaben der hess. Kultusministerin mit einer Einschränkung von Mitbestimmungsrechten entgegenwirken will, offenbart aus Sicht des GPRLL nicht nur ein merkwürdiges Rechts-, sondern  auch ein fragwürdiges Demokratieverständnis!

Wir halten das Konzept „Unterrichtsgarantie plus“ für pädagogisch nicht vertretbar und rechtlich bedenklich. Wir befürchten, dass der regelmäßige Einsatz auch mangelhaft ausgebildeter Billigkräfte der Qualität von Schulbildung schadet.

Bereits seit Jahren fordern wir eine Vertretungsregelung mit ausreichenden Mitteln für fest angestelltes qualifiziertes Personal. Deutschland liegt im europäischen Vergleich mit seinen Bildungsinvestitionen im unteren Drittel. Dies belegen die neuesten OECD-und PISA-Studien. Garantierter, qualitätsvoller Unterricht kann nur  mit gut ausgebildeten, dauerhaft beschäftigten Lehrkräften stattfinden!

Erstmalig enthält der Gesetzentwurf auch die Öffnung des Marktes für Anbieter von Personaldienstleistungen. Der Gesamtpersonalrat lehnt die damit verbundene Umleitung von öffentlichen Mitteln in die Kassen privater Unternehmen und Konzerne ab.

Wir fordern daher die hessische Landesregierung auf, sich mit unserer Position auseinanderzusetzen und die Gesetzesvorlage zurückzuziehen.

vom Gesamtpersonalrat der Lehrerinnen und Lehrer beim Staatlichen Schulamt für den Landkreis und die Stadt Offenbach verabschiedet am 24. Mai 2006

